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§ 44 - Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln oder Vermögensgegenständen

(1) Zuwendungen dürfen nur unter den Voraussetzungen des § 23 gewährt werden.
Dabei ist zu bestimmen, wie die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendun-
gen nachzuweisen ist. Außerdem ist ein Prüfungsrecht der zuständigen Dienststelle
oder ihrer Beauftragten festzulegen. Verwaltungsvorschriften, welche die Regelung
des Verwendungsnachweises und die Prüfung durch den Bundesrechnungshof
(§ 91) betreffen, werden im Einvernehmen mit dem Bundesrechnungshof erlassen.

(2) Sollen Bundesmittel oder Vermögensgegenstände des Bundes von Stellen
außerhalb der Bundesverwaltung verwaltet werden, ist Absatz 1 entsprechend an-
zuwenden.

(3) Juristischen Personen des privaten Rechts kann mit ihrem Einverständnis die
Befugnis verliehen werden, Verwaltungsaufgaben auf dem Gebiet der Zuwendun-
gen im eigenen Namen und in den Handlungsformen des öffentlichen Rechts wahr-
zunehmen, wenn sie die Gewähr für eine sachgerechte Erfüllung der ihnen übertra-
genen Aufgaben bieten und die Beleihung im öffentlichen Interesse liegt. Die Verlei-
hung und die Entziehung der Befugnis obliegen dem zuständigen Bundesministe-
rium; die Verleihung bedarf der Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen.
Die Beliehene unterliegt der Aufsicht des zuständigen Bundesministeriums; dieses
kann die Aufsicht auf nachgeordnete Behörden übertragen.
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Zu § 44 Abs. 1 - Zuwendungen, Widerruf von Zuwendungsbescheiden,
Erstattung und Verzinsung -

1 Bewilligungsvoraussetzungen

1.1 Zuwendungen sollen nur bewilligt werden, wenn der Zweck durch die Über-
nahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen nicht
erreicht werden kann. Nicht rückzahlbare Zuwendungen sollen nur bewilligt
werden, soweit der Zweck nicht durch unbedingt oder bedingt rückzahlbare
Zuwendungen erreicht werden kann.

1.2 Zuwendungen dürfen nur solchen Empfängern bewilligt werden, bei denen
eine ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert erscheint und die in der
Lage sind, die Verwendung der Mittel bestimmungsgemäß nachzuweisen.
Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen und Beschaffungen muss der Em-
pfänger auch in finanzieller Hinsicht die Gewähr für eine ordnungsgemäße
Verwendung und Unterhaltung der Anlagen bieten. Eine Anfinanzierung von
Vorhaben, deren Gesamtfinanzierung nicht gesichert ist, ist unzulässig.

1.3 Zuwendungen zur Projektförderung dürfen nur für solche Vorhaben bewilligt
werden, die noch nicht begonnen worden sind. Die Bewilligungsbehörde
kann im Einzelfall allein und das zuständige Bundesministerium für einzelne
Förderbereiche im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen
Ausnahmen zulassen. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss
eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages
zu werten. Bei Baumaßnahmen gelten Planung, Bodenuntersuchung und
Grunderwerb nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, sie sind alleiniger
Zweck der Zuwendung.
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1.4 Sollen für eine Einrichtung oder ein Vorhaben Zuwendungen von mehreren
Stellen des Bundes oder sowohl vom Bund als auch von anderen juristischen
Personen des öffentlichen Rechts bewilligt werden, soll die Bewilligung in
geeigneten Fällen durch nur eine Behörde erfolgen.

In jedem Fall haben die Zuwendungsgeber vor der Bewilligung mindestens
Einvernehmen herbeizuführen über:

1.4.1 die zu finanzierenden Maßnahmen und die zuwendungsfähigen Ausgaben,

1.4.2 die Finanzierungsart und die Höhe der Zuwendungen (Nr. 2),

1.4.3 Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid (Nr. 5),

1.4.4 die Beteiligung der fachlich zuständigen technischen staatlichen Verwaltung,
z.B. in den Fällen der Nr. 6,

1.4.5 den Verwendungsnachweis und seine Prüfung durch eine der beteiligten
Verwaltungen (Nrn. 10 und 11). Beträgt die Zuwendung des Bundes mehr als
100 000 Deutsche Mark (50 000 Euro), ist der Bundesrechnungshof vorher
zu hören, in jedem Fall ist er zu unterrichten.

Unterschiedliche Finanzierungsarten der Zuwendungsgeber (siehe Nr. 1.4.2)
sind möglichst auszuschließen. Kann nicht vermieden werden, dass neben
einer Anteilfinanzierung eine Fehlbedarfsfinanzierung vorgesehen wird, so ist
im Hinblick auf eine mögliche Anspruchskonkurrenz zu prüfen, ob und ggf.
inwieweit Nr. 2 der vom Zuwendungsempfänger anzuwendenden Allgemei-
nen Nebenbestimmungen einer ergänzenden Regelung bedarf.

Bei der Abstimmung nach Nr. 1.4.4 ist festzulegen, dass nur eine fachliche
zuständige technische staatliche Verwaltung zu beteiligen ist.

2 Finanzierungsarten, Höhe der Zuwendung

2.1 Vor Bewilligung der Zuwendung ist zu prüfen, welche Finanzierungsart unter
Berücksichtigung der Interessenlage des Bundes und des Zuwen-
dungsempfängers den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
am besten entspricht.

2.2 Die Zuwendung wird grundsätzlich zur Teilfinanzierung des zu erfüllenden
Zwecks bewilligt, und zwar

2.2.1 nach einem bestimmten Vomhundertsatz oder Anteil der zuwendungsfähigen
Ausgaben (Anteilfinanzierung); die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf
einen Höchstbetrag zu begrenzen;

oder

2.2.2 zur Deckung des Fehlbedarfs, der insoweit verbleibt, als der Zuwen-
dungsempfänger die zuwendungsfähigen Ausgaben nicht durch eigene oder
fremde Mittel zu decken vermag (Fehlbedarfsfinanzierung); die Zuwendung
ist bei der Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen;

oder
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2.2.3 mit einem festen Betrag an den zuwendungsfähigen Ausgaben (Festbe-
tragsfinanzierung); dabei kann die Zuwendung auch auf das Vielfache eines
Betrages festgesetzt werden, der sich für eine bestimmte Einheit ergibt. Eine
Festbetragsfinanzierung kommt nicht in Betracht, wenn im Zeitpunkt der Be-
willigung konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass mit nicht bestimm-
baren späteren Finanzierungsbeiträgen Dritter oder mit Einsparungen zu
rechnen ist.

2.3 Der Bemessung der zuwendungsfähigen Ausgaben sollen, soweit dies mög-
lich ist, feste Beträge zu Grunde gelegt werden. Diese Beträge können auch
nach Vomhundertsätzen anderer zuwendungsfähiger Ausgaben bemessen
werden. Für eine Bemessung von zuwendungsfähigen Ausgaben nach
festen Beträgen kommen vor allem Projekte in Betracht,

2.3.1 bei denen einzelne Ausgaben nur mit erheblichem Aufwand genau festge-
stellt und belegt werden können, jedoch eine sachgerechte Pauschalierung
dieser Ausgaben (z.B. als Vomhundertanteil von vorgesehenen Ausgaben)
möglich ist oder

2.3.2 bei denen - wie bei bestimmten Baumaßnahmen - für einzelne oder mehrere
gleiche Teile der Maßnahme über die voraussichtlichen Ausgaben Richtwerte
vorliegen oder festgelegt werden können. Die Bemessung von zuwendungs-
fähigen Ausgaben nach Richtwerten setzt - soweit bei der Maßnahme die
fachlich zuständige technische staatliche Verwaltung zu beteiligen ist - die
Anerkennung der Richtwerte durch diese Verwaltung voraus.

2.4 Eine Zuwendung darf ausnahmsweise zur Vollfinanzierung bewilligt werden,
wenn die Erfüllung des Zwecks in dem notwendigen Umfang nur bei Über-
nahme sämtlicher zuwendungsfähiger Ausgaben durch den Bund möglich ist.
Eine Vollfinanzierung kommt in der Regel nicht in Betracht, wenn der Zuwen-
dungsempfänger an der Erfüllung des Zuwendungszwecks insbesondere ein
wirtschaftliches Interesse hat.

Die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen.

2.5 Liegt der zu fördernde Zweck auch im Interesse von Dritten, sollen diese sich
angemessen an den zuwendungsfähigen Ausgaben beteiligen.

2.6 Die Umsatzsteuer, die nach § 15 des UStG als Vorsteuer abziehbar ist,
gehört nicht zu den zuwendungsfähigen Ausgaben.

2.7 Bei institutioneller Förderung sind Ausgaben für Wirtschaftsprüfungsunter-
nehmen nur zuwendungsfähig, wenn die Prüfung des Jahresabschlusses ge-
setzlich vorgeschrieben oder aus besonderen Gründen geboten ist.

3 Antragsverfahren

3.1 Für die Bewilligung einer Zuwendung bedarf es grundsätzlich eines schrift-
lichen Antrags. Auf Verlangen der Bewilligungsbehörde sind die Angaben
durch geeignete Unterlagen zu belegen.

3.2 Dem Antrag sind insbesondere beizufügen

3.2.1 bei Projektförderung (Nr. 2.1 zu § 23) ein Finanzierungsplan (aufgegliederte
Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Aus-
gaben mit einer Übersicht über die beabsichtigte Finanzierung) und eine Er-
klärung, dass mit der Maßnahme noch nicht begonnen worden ist,
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3.2.2 bei institutioneller Förderung (Nr. 2.2 zu § 23) ein Haushalts- oder Wirt-
schaftsplan und gegebenenfalls eine Überleitungsrechnung (Nr. 3.4 zu
§ 23),

3.2.3 eine Erklärung darüber, ob der Zuwendungsempfänger allgemein oder für
das betreffende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG berechtigt
ist. In diesem Fall hat er im Finanzierungsplan oder Haushalts- oder
Wirtschaftsplan die sich ergebenden Vorteile auszuweisen.

3.3 Das Ergebnis der Antragsprüfung ist zu vermerken. Dabei kann auf andere
Unterlagen (Antrag, Zuwendungsbescheid) verwiesen werden. In dem
Vermerk soll insbesondere auf die Notwendigkeit und Angemessenheit der
Zuwendung eingegangen werden sowie auf

3.3.1 die Beteiligung anderer Dienststellen (auch in fachtechnischer Hinsicht),

3.3.2 den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben (auch unter Berücksichti-
gung der Nr. 2.6),

3.3.3 die Wahl der Finanzierungsart,

3.3.4 die Sicherung der Gesamtfinanzierung,

3.3.5 die finanzielle Auswirkung auf künftige Haushaltsjahre.

3.4 Bei einer Zuwendung an Betriebe oder Unternehmen, die wenigstens zum
Teil der Förderung der Wirtschaft dienen soll, gilt zusätzlich Folgendes:

3.4.1 Dem Antragsteller sind im Antragsvordruck oder in anderer Weise im Zu-
sammenhang mit dem Antrag die Tatsachen als subventionserheblich im
Sinne des § 264 StGB zu bezeichnen (§ 2 Abs. 1 Subventionsgesetz -
SubvG -), die nach

3.4.1.1 dem Zuwendungszweck,

3.4.1.2 Rechtsvorschriften,

3.4.1.3 diesen Verwaltungsvorschriften und den Nebenbestimmungen zum
Zuwendungsbescheid (Nr. 5),

3.4.1.4 besonderen Verwaltungsvorschriften, Richtlinien oder sonstigen Zuwen-
dungsvoraussetzungen für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung,
Weitergewährung oder das Belassen der Zuwendung von Bedeutung sind.
Der Antragsteller ist auf die Strafbarkeit des Subventionsbetrugs nach
§ 264 StGB hinzuweisen.

3.4.2 Zu den Tatsachen nach Nr. 3.4.1 gehören insbesondere solche,

3.4.2.1 die zur Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwen-
dung von Bedeutung sind,

3.4.2.2 die Gegenstand der Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, Vermö-
gensübersichten oder Gutachten, des Finanzierungsplans, des Haushalts-
oder Wirtschaftsplans, etwaiger Übersichten und Überleitungsrechnungen
oder sonstiger nach Nrn. 3.1 und 3.2 dem Antrag beizufügender Unterla-
gen sind,

3.4.2.3 von denen nach Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49,
49 a VwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften die Erstattung der Zuwen-
dung abhängig ist,
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3.4.2.4 die sich auf die Art und Weise der Verwendung eines aus der Zuwendung
beschafften Gegenstandes beziehen (§ 3 Abs. 2 SubvG).

3.4.3 Subventionserhebliche Tatsachen sind ferner solche, die durch Scheinge-
schäfte oder Scheinhandlungen verdeckt werden, sowie Rechtsgeschäfte
oder Handlungen unter Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten im
Zusammenhang mit einer beantragten Zuwendung (§ 4 SubvG).

3.4.4 Der Antragsteller hat in dem Antrag oder in anderer Weise vor der
Bewilligung zu versichern, dass ihm die Tatsachen nach den Nrn. 3.4.1 bis
3.4.3 als subventionserheblich und die Strafbarkeit eines Subventionsbe-
truges nach § 264 StGB bekannt sind.

3.4.5 Ergeben sich aus den Angaben des Antragstellers, den eingereichten Un-
terlagen oder sonstigen Umständen Zweifel, ob die beantragte oder in An-
spruch genommene Zuwendung mit dem Zuwendungszweck oder den
Zuwendungsvoraussetzungen im Einklang steht, so hat die Bewilligungs-
behörde dem Zuwendungsempfänger die Tatsachen, deren Aufklärung zur
Beseitigung der Zweifel notwendig erscheint, nachträglich als subventi-
onserheblich im Sinne des § 264 StGB zu bezeichnen (§ 2 Abs. 2 SubvG).

4 Bewilligung

4.1 Zuwendungen werden durch schriftlichen Zuwendungsbescheid bewilligt.
Soweit dem Antrag des Zuwendungsempfängers nicht entsprochen wird,
ist dies erforderlichenfalls zu begründen (§ 39 VwVfG).

4.2 Der Zuwendungsbescheid muss insbesondere enthalten:

4.2.1 Die genaue Bezeichnung des Zuwendungsempfängers,

4.2.2 Art (Nr. 2 zu § 23) und Höhe der Zuwendung,

4.2.3 die genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks und - wenn mit Hilfe der
Zuwendung Gegenstände erworben oder hergestellt werden - ggf. die
Angabe, wie lange diese für den Zuwendungszweck gebunden sind.
Ergänzend gilt:

- Die Bezeichnung des Zuwendungszwecks muss so eindeutig und de-
tailliert festgelegt werden, dass sie auch als Grundlage für eine beglei-
tende und abschließende Kontrolle des Erfolgs des Vorhabens oder
des Förderprogramms dienen kann. Der Zuwendungszweck ist gege-
benenfalls durch Erläuterungen zu präzisieren.

- Werden Gegenstände erworben oder hergestellt, so ist regelmäßig
festzulegen, ob der Zuwendungsempfänger nach Ablauf der zeitlichen
Bindung in der Verfügung über beschaffte Gegenstände frei wird oder
wie er andernfalls zu verfahren hat. So kann der Zuwendungsempfän-
ger beispielsweise verpflichtet werden, auf Verlangen für den Zuwen-
dungszweck nicht mehr benötigte Gegenstände dem Bund oder einem
Dritten zu übereignen, zu veräußern oder deren Restwert abzugelten.
Für den Fall der Veräußerung kann die Bewilligungsbehörde ihre Ein-
willigung mit weiteren Auflagen verbinden. Sie kann beispielsweise
verlangen, dass ein bestimmter Mindesterlös erzielt wird.

- Bei der Bewilligung kann die Bewilligungsbehörde ferner auferlegen,
dass der Zuwendungsempfänger während der zeitlichen Bindung be-
stimmte Verfügungen über beschaffte Gegenstände vornimmt, bei-
spielsweise nicht mehr für den Zuwendungszweck benötigte Gegen-
stände dem Bund oder einem Dritten übereignet,
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4.2.4 die Finanzierungsform (Nr. 1.1 Satz 2), die Finanzierungsart (Nr. 2) und
den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben,

4.2.5 den Bewilligungszeitraum; dieser kann bei Zuwendungen zur Projektför-
derung über das laufende Haushaltsjahr hinausgehen, soweit hierfür eine
haushaltsrechtliche Ermächtigung vorhanden ist,

4.2.6 bei Förderung desselben Zwecks durch mehrere Stellen (Nr. 1.4) die aus-
drückliche Benennung der Stelle, gegenüber der der Verwendungsnach-
weis zu erbringen ist,

4.2.7 soweit zutreffend den Hinweis auf die in Nrn. 3.4.1 bis 3.4.3 bezeichneten
subventionserheblichen Tatsachen sowie auf die Offenbarungspflicht nach
§ 3 SubvG,

4.2.8 soweit zutreffend die Anforderung einer Überleitungsrechnung auf Ein-
nahmen und Ausgaben (Nr. 3.4 zu § 23),

4.2.9 die anzuwendenden Nebenbestimmungen und etwaige Abweichungen
(Nr. 5). Gegebenenfalls ist auch zu regeln, mit welchen speziellen Auf-
lagen der Zuwendungsempfänger zu verpflichten ist, um eine begleitende
und abschließende Kontrolle des Erfolgs des Vorhabens oder des Förder-
programms zu ermöglichen,

4.2.10 eine Rechtsbehelfsbelehrung.

4.3 Die Bewilligungsbehörde kann, anstatt einen Zuwendungsbescheid zu er-
lassen, ausnahmsweise einen Zuwendungsvertrag mit dem Zuwendungs-
empfänger schließen (§ 54 VwVfG). Hierbei gelten die Vorschriften für
Zuwendungen durch Bescheid sinngemäß.

4.4 Ein Abdruck des Zuwendungsbescheides oder des Zuwendungsvertrages
ist mit einer Zweitschrift des Antrags dem Bundesrechnungshof zu über-
senden, soweit er nicht allgemein oder für bestimmte Einzelfälle darauf
verzichtet. Bei Zuwendungen unter 100 000 Deutsche Mark (50 000 Euro)
sind Abdrucke und Zweitschriften nur auf besonderes Verlangen des Bun-
desrechnungshofes zu übersenden.

5 Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid

5.1 Allgemeine Nebenbestimmungen im Sinne des § 36 VwVfG für Zuwen-
dungen zur institutionellen Förderung (ANBest-I), zur Projektförderung
(ANBest-P), zur Projektförderung an Gebietskörperschaften (ANBest-Gk)
und zur Projektförderung auf Kostenbasis (ANBest-P-Kosten) ergeben
sich aus den Anlagen 1 bis 4. Sie sind unverändert zum Bestandteil des
Zuwendungsbescheides zu machen.

5.2 Die Bewilligungsbehörde darf bei gemeinsamer Finanzierung mit Ländern
anstelle der Allgemeinen Nebenbestimmungen des Bundes die entspre-
chenden Allgemeinen Nebenbestimmungen eines Landes zum Bestandteil
des Zuwendungsbescheides machen. Ausgenommen hiervon sind die
Regelungen über die Erstattung der Zuwendung und die Verzinsung.

5.3 Die Bewilligungsbehörde darf - auch nach Bekanntgabe des Zuwendungs-
bescheides -

Anlagen
1 bis 4
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5.3.1 bei institutioneller Förderung die Verwendung von Mitteln eines Ansatzes
des Haushalts- oder Wirtschaftsplans für Zwecke eines anderen Ansatzes
zulassen,

5.3.2 bei Projektförderung im Einzelfall eine Überschreitung der Einzelansätze
des Finanzierungsplans um mehr als 20 vom Hundert zulassen, soweit die
Überschreitung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelan-
sätzen ausgeglichen werden kann,

5.3.3 bei Projektförderung einen einfachen Verwendungsnachweis nach Nr. 6.6
ANBest-P zulassen, wenn die Bewilligungsbehörde auf Grund besonderer
Umstände davon ausgehen kann, dass die zweckentsprechende Verwen-
dung der Zuwendung auch ohne Belege anhand einer summarischen
Darstellung der Einnahmen und Ausgaben nachprüfbar ist (vgl. auch
Nr. 10.2),

5.3.4 bei Vorliegen besonderer Umstände Fristen für die Vorlage der Verwen-
dungsnachweise abweichend von den Allgemeinen Nebenbestimmungen
festlegen sowie die Vorlage reproduzierter Belege zulassen oder auf die
Vorlage von Belegen verzichten. Die Vorlage reproduzierter Belege kommt
in Betracht, wenn der Zuwendungsempfänger zur Aufbewahrung seiner
Belege Bild oder Datenträger - ausgenommen Fotokopien als Bildträger
von Originalbelegen - verwendet,

5.3.5 in Einzelfällen Ausnahmen von Nrn. 2 bis 6 ANBest-I, Nrn. 2 bis 5 ANBest-P
und ANBest-Gk, Nrn. 2 bis 4 und 6 ANBest-P-Kosten sowie Nrn. 1 und 2
NBest-Bau zulassen.

5.4 Im Falle der Festbetragsfinanzierung (Nr. 2.2.3) und der Bemessung von
zuwendungsfähigen Ausgaben eines Vorhabens auf der Grundlage fester
Beträge (Nr. 2.3) sind die Regelungen der ANBest-P und der ANBest-Gk
über den zahlenmäßigen Nachweis den Erfordernissen des Einzelfalles
anzupassen.

5.5 Bei Projektförderung an Gebietskörperschaften, deren Zweck innerhalb
von drei Jahren erreicht wird, ist in der Regel kein Zwischennachweis
erforderlich. Erstreckt sich der Förderzeitraum über mehr als drei Jahre,
entscheidet die Bewilligungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen, ob
auf die Vorlage von Zwischennachweisen verzichtet wird.

5.6 Über die Allgemeinen Nebenbestimmungen (Nr. 5.1) hinaus ist je nach Art,
Zweck und Höhe der Zuwendung sowie nach Lage des einzelnen Falles
im Zuwendungsbescheid insbesondere zu regeln:

5.6.1 Bei nicht rückzahlbaren Zuwendungen der Vorbehalt dinglicher Rechte an
Gegenständen zur Sicherung eines etwaigen Erstattungsanspruchs. Eine
dingliche Sicherung eines etwaigen Erstattungsanspruchs ist regelmäßig
vorzusehen, wenn aus nicht rückzahlbaren Zuwendungen Grundstücke
oder Rechte erworben werden. Bei Gebietskörperschaften kommt regel-
mäßig keine dingliche Sicherung in Betracht,

5.6.2 bei bedingt oder unbedingt rückzahlbaren Zuwendungen die Rückzahlung
und Verzinsung sowie die Sicherung des Erstattungsanspruchs,
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5.6.3 die Einräumung von Benutzungsrechten an Schutzrechten, die Übertra-
gung von Schutzrechten auf den Bund oder seine angemessene Beteili-
gung an den Erträgen aus diesen Rechten,

5.6.4 bei Zuwendungen für Forschungs- und sonstige wissenschaftliche Arbei-
ten die Nutzbarmachung der Ergebnisse für die Allgemeinheit, z.B. durch
Veröffentlichung,

5.6.5 die Beteiligung fachtechnischer Dienststellen,

5.6.6 Besonderheiten hinsichtlich des Verwendungsnachweises; dabei kann die
Bewilligungsbehörde die Auszahlung eines Restbetrages von der Vorlage
des Verwendungsnachweises abhängig machen,

5.6.7 bei institutioneller Förderung die entsprechende Anwendung haushalts-
rechtlicher Vorschriften des Bundes.

5.7 Bei Zuwendungen zur Projektförderung an Hochschulen sind die ANBest-P
vorzusehen.

5.8 In geeigneten Fällen ist der Zuwendungsbescheid mit dem Vorbehalt zu
versehen, dass die Förderung aus zwingenden Gründen ganz oder teil-
weise eingestellt werden kann (insoweit Widerruf nach § 49 Abs. 2 Nr. 1 in
Verbindung mit § 36 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG). Ein Vorbehalt kommt insbe-
sondere in Betracht bei längerfristigen Projekten und bei Einrichtungen,
die überwiegend aus öffentlichen Mitteln institutionell gefördert werden.
Das Bundesministerium der Finanzen kann aus zwingenden haushalts-
wirtschaftlichen Gründen das Einfügen eines Vorbehalts verlangen.

5.9 Zuwendungen sollen in geeigneten Fällen erst nach Vorlage des Verwen-
dungsnachweises in einer Summe ausgezahlt werden.

6 Zuwendungen für Baumaßnahmen

6.1 Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen ist die fachlich zuständige techni-
sche staatliche Verwaltung zu beteiligen. Von einer Beteiligung darf abge-
sehen werden, wenn die für eine Baumaßnahme vorgesehenen Zuwen-
dungen von Bund und Ländern zusammen zwei Millionen Deutsche Mark
(eine Million Euro), bei Zuwendungen an Gebietskörperschaften drei
Millionen Deutsche Mark (1 500 000 Euro), nicht übersteigen.

6.2 Das Verfahren für die Beteiligung der Bauverwaltung als fachlich zustän-
dige technische staatliche Verwaltung richtet sich nach den Baufachlichen
Ergänzungsbestimmungen (ZBau) zu den VV zu § 44 BHO, für die das für
die Bauaufgaben des Bundes fachlich verantwortliche Bundesministerium
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen zuständig ist.
Wenn nach ZBau zu verfahren ist, sind die Baufachlichen Nebenbe-
stimmungen (NBest-Bau - Anlage zur ZBau -) zum Bestandteil des Zu-
wendungsbescheides zu machen. Bei einer fachlichen Beteiligung einer
anderen technischen Verwaltung sollen die ZBau sinngemäß angewendet
werden.

6.3 Soweit Regelungen nach Nr. 6.2 den Verwendungsnachweis betreffen, ist
auch das Einvernehmen mit dem Bundesrechnungshof herzustellen.

Anhang
H 0505
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7 Auszahlung der Zuwendung

7.1 Die Zuwendungen sollen regelmäßig erst ausgezahlt werden, wenn der
Zuwendungsbescheid bestandskräftig geworden ist. Der Zuwendungs-
empfänger kann die Bestandskraft des Zuwendungsbescheides herbeifüh-
ren und damit die Auszahlung beschleunigen, wenn er erklärt, dass er auf
einen Rechtsbehelf verzichtet.

7.2 Die Zuwendungen dürfen nur insoweit und nicht eher ausgezahlt werden,
als sie voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung für
fällige Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt werden.

7.3 Bei Projektförderung längerfristiger Vorhaben sollen nur Teilbeträge aus-
gezahlt und die Auszahlung in der Regel davon abhängig gemacht
werden, dass die Verwendung der bereits gezahlten Teilbeträge in
summarischer Form nachgewiesen wird.

7.4 In geeigneten Fällen soll der Zuwendungsempfänger ermächtigt werden,
die ihm bewilligte Zuwendung nach Bedarf bei der zuständigen Kasse
abzurufen (Abrufverfahren); das Nähere regelt das Bundesministerium der
Finanzen. Bei Teilnahme am Abrufverfahren sind die das Verfahren beim
Zuwendungsempfänger regelnden Bestimmungen der Abrufrichtlinien als
Besondere Nebenbestimmungen zum Bestandteil des Zuwendungsbe-
scheides zu machen.

8 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbeschei-
des, Erstattung der Zuwendung und Verzinsung

8.1 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von Zuwendungsbescheiden
sowie die Erstattung der Zuwendung und die Verzinsung des Erstattungs-
betrages richten sich nach Verwaltungsverfahrensrecht (vgl. insbesondere
§§ 48, 49, 49 a VwVfG, §§ 45, 47, 50 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch).
Die erforderlichen Verwaltungsakte sind im Allgemeinen unter Angabe der
Rechtsgrundlage schriftlich zu begründen (§ 39 VwVfG).

8.2 Es ist wie folgt zu verfahren:

8.2.1 Die Bewilligungsbehörde hat die Zuwendung, auch wenn sie bereits ver-
wendet worden ist, insoweit unverzüglich zurückzufordern, als im Zuwen-
dungsbescheid enthaltene Befristungen wirksam geworden oder Bedin-
gungen eingetreten sind (§ 36 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 VwVfG). Eine auf-
lösende Bedingung ist insbesondere in einer nachträglichen Ermäßigung
der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nr. 2 der Allgemei-
nen Nebenbestimmungen zu sehen.

8.2.2 Die Bewilligungsbehörde hat regelmäßig einen Zuwendungsbescheid nach
§ 48 VwVfG mit Wirkung für die Vergangenheit ganz oder teilweise
unverzüglich zurückzunehmen und die Zuwendung, auch wenn sie bereits
verwendet worden ist, zurückzufordern, insbesondere soweit der Zuwen-
dungsempfänger den Zuwendungsbescheid durch Angaben erwirkt hat,
die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren. Dies ist
anzunehmen, wenn bei richtigen oder vollständigen Angaben der Zuwen-
dungsbescheid nicht ergangen oder die Zuwendung in geringerer Höhe
bewilligt worden wäre.

Anhang
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8.2.3 Die Bewilligungsbehörde hat regelmäßig einen Zuwendungsbescheid nach
§ 49 Abs. 3 VwVfG mit Wirkung auch für die Vergangenheit ganz oder
teilweise unverzüglich zu widerrufen und die Zuwendung, auch wenn sie
bereits verwendet worden ist, zurückzufordern, soweit sie nicht oder nicht
mehr ihrem Zweck entsprechend verwendet wird.

8.2.4 Ein Fall des § 49 Abs. 3 VwVfG liegt auch vor, wenn aus der Zuwendung
beschaffte Gegenstände während der zeitlichen Bindung nicht oder nicht
mehr zweckentsprechend verwendet werden. Der Zuwendungsbescheid
ist in der Regel entsprechend dem auf die Gegenstände entfallenden Zu-
wendungsbetrag zu widerrufen. Bei der Entscheidung über den Umfang
des Widerrufs soll die Zeit der zweckentsprechenden Verwendung ange-
messen berücksichtigt werden. Die Bewilligungsbehörde kann von einem
Widerruf des Zuwendungsbescheids absehen, wenn

- der Zuwendungsempfänger nachweist, dass die Gegenstände für den
Zuwendungszweck nicht mehr geeignet sind und ein vermögenswerter
Vorteil nicht mehr gezogen werden kann,

- die Gegenstände mit Einwilligung der Bewilligungsbehörde für andere
förderungsfähige Zwecke verwendet werden,

- seit der Anschaffung oder Fertigstellung der Gegenstände bei Grund-
stücken und grundstücksgleichen Rechten 25 Jahre, im Übrigen zehn
Jahre vergangen sind, sofern nicht ohnehin bereits vorher die Frist der
zeitlichen Bindung abgelaufen ist.

8.2.5 Eine Zuwendung wird alsbald verwendet (§ 49 Abs. 3 Nr. 1 VwVfG), wenn
sie bei Auszahlung nach Nr. 7.2 innerhalb von zwei Monaten nach Aus-
zahlung für fällige Zahlungen verbraucht wird. Bei Anschluss an das
Abrufverfahren (Nr. 7.4) gelten die Abrufrichtlinien.

8.3 In den Fällen der Nrn. 8.2.2 bis 8.2.4 hat die Bewilligungsbehörde bei der
Ausübung ihres Ermessens die Besonderheiten des Einzelfalles, u.a. auch
die Zeitdauer der zweckentsprechenden Verwendung, sowie die Inter-
essen des Zuwendungsempfängers und die öffentlichen Interessen
gleichermaßen zu berücksichtigen. Auf die Anhörungspflicht nach § 28
VwVfG wird hingewiesen.

8.4 Rücknahme und Widerruf des Zuwendungsbescheides müssen grundsätz-
lich innerhalb eines Jahres erfolgen (§ 48 Abs. 4 Satz 1 VwVfG und § 49
Abs. 2 Satz 2 VwVfG). Die Frist beginnt, wenn einem zuständigen Amts-
verwalter der Behörde die Tatsachen, die die Rücknahme oder den Wider-
ruf rechtfertigen, vollständig bekannt sind. *)

*) Anmerkung: Siehe hierzu BVerwG, Beschluss vom 19. Dezember 1984 - BVerwGE
Band 70 S. 356; DÖV 1985 S. 442 -.

8.5 Der Erstattungsbetrag ist vom Eintritt der Unwirksamkeit des Zuwendungs-
bescheides an mit drei vom Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz
nach § 1 des Diskontsatz-Überleitungs-Gesetzes vom 9. Juni 1998
(BGBl. I S. 1242) jährlich zu verzinsen. Im Fall der Rücknahme oder des
Widerrufs für die Vergangenheit entsteht der Erstattungsanspruch in dem
im Rücknahme- oder Widerrufsbescheid anzugebenden Zeitpunkt. Das ist
regelmäßig der Tag, an dem die zur Rücknahme oder zum Widerruf
führenden Umstände eingetreten sind. Bei einer auflösenden Bedingung
wird der Zuwendungsbescheid mit deren Eintritt unwirksam.
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8.6 Werden Zinsen nicht erhoben, so sind die Gründe für die Nichterhebung
aktenkundig zu machen.

8.7 Wird die Zuwendung nicht innerhalb der in Nr. 8.2.5 genannten oder der beim
Anschluss an das Abrufverfahren (vgl. Nr. 7.4) geltenden Frist zur Erfüllung
des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht
widerrufen, sind regelmäßig für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweck-
entsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in Höhe von drei vom Hundert
über dem jeweiligen Basiszinsatz nach § 1 des Diskontsatz-Überleitungs-Ge-
setzes vom 9. Juni 1998 (BGBl. I S. 1242) jährlich zu verlangen.

8.8 Die Berechnung und Erhebung der Zinsen richtet sich nach der Anlage zur
VV Nr. 3.3 zu § 34 BHO.

8.9 Die Erhebung von Zinsen wegen des Anspruchs auf Erstattung von Leistun-
gen, die vor Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung verwaltungsverfahrens-
rechtlicher Vorschriften vom 2. Mai 1996 (BGBl. I S. 656) erbracht wurden,
richtet sich nach den vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften (§ 44 a BHO).*)

*) Anmerkung: § 44 a BHO in der vor dem 21. Mai 1996 geltenden Fassung lautete:

»§ 44 a - Widerruf von Zuwendungsbescheiden, Erstattung und Verzinsung

(1) Werden Zuwendungen entgegen dem im Zuwendungsbescheid bestimmten Zweck ver-
wendet oder werden mit der Zuwendung verbundene Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer
dem Zuwendungsempfänger gesetzten Frist erfüllt, kann der Zuwendungsbescheid ganz oder
teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangenheit widerrufen werden. Eine nicht
zweckentsprechende Verwendung liegt auch vor, wenn Zuwendungen nicht oder nicht mehr für
den vorgesehenen Zweck oder nicht alsbald nach der Auszahlung hierfür verwendet werden.

(2) Soweit ein Zuwendungsbescheid nach Absatz 1 widerrufen oder nach sonstigen Rechts-
vorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen, widerrufen oder infolge
Eintritts einer auflösenden Bedingung unwirksam wird, ist die Zuwendung zu erstatten. Hat der
Zuwendungsempfänger die Umstände, die zur Rücknahme, zum Widerruf oder zur
Unwirksamkeit des Zuwendungsbescheids geführt haben, nicht zu vertreten, so gelten für den
Umfang der Erstattung mit Ausnahme der Verzinsung die Vorschriften des Bürgerlichen
Gesetzbuches über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung entsprechend. Auf
den Wegfall der Bereicherung kann sich der Zuwendungsempfänger nicht berufen, soweit er die
Umstände kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte, die zum Entstehen des
Erstattungsanspruchs geführt haben.

(3) Der Erstattungsanspruch ist mit seiner Entstehung fällig und von diesem Zeitpunkt an mit 6
vom Hundert für das Jahr zu verzinsen. Von der Zinsforderung kann abgesehen werden, wenn
der Zuwendungsempfänger die Umstände, die zum Entstehen des Erstattungsanspruchs geführt
haben, nicht zu vertreten hat und die Erstattung innerhalb der von der Bewilligungsbehörde
festgesetzten Frist leistet. Das Bundesministerium der Finanzen kann durch
Verwaltungsvorschrift für einzelne Zuwendungsbereiche oder durch Entscheidung im Einzelfall
weitergehende Ausnahmen zulassen. Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung
zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht
widerrufen, können für die Zeit bis zur zweckentsprechenden Verwendung Zinsen nach Satz 1
verlangt werden.«
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9 Überwachung der Verwendung

9.1 Die Verwaltung hat die Verwendung der Zuwendung zu überwachen.

9.2 Wer Ausgaben für Zuwendungen bewirtschaftet, hat für jedes Haushalts-
jahr eine besondere nach Titeln gegliederte Übersicht zu führen über

9.2.1 Empfänger, Art, Höhe und Zweck der Zuwendung,

9.2.2 die zur Zahlung angewiesenen oder vom Zuwendungsempfänger ange-
forderten Beträge sowie die eingegangenen Verpflichtungen,

9.2.3 den vorgeschriebenen Zeitpunkt für die Vorlage des Verwendungsnach-
weises, dessen Eingang, den Zeitpunkt der Prüfung durch die Verwaltung
und die Abgabe an die rechnungslegende Stelle.

9.3 Dem Bundesrechnungshof ist auf besondere Anforderung der Inhalt der
Übersicht nach Nr. 9.2 mitzuteilen. Mit dessen Einwilligung können ver-
einfachte Übersichten geführt werden.

10 Nachweis der Verwendung

10.1 Die Bewilligungsbehörde hat von dem Zuwendungsempfänger den Nach-
weis der Verwendung entsprechend den Nebenbestimmungen zu verlan-
gen.

10.2 Bei Zuwendungen bis 100 000 Deutsche Mark (50 000 Euro) genügt in der
Regel ein einfacher Verwendungsnachweis. Bei Zuwendungen, bei denen
die Erfüllung des Zuwendungszwecks in einem sich wiederholenden
einfachen Ergebnis besteht, kann auf vorherige Sachberichte Bezug
genommen werden.

11 Prüfung des Verwendungsnachweises

11.1 Die Bewilligungsbehörde, die nach Nr. 1.4 zuständige oder sonst beauf-
tragte Stelle hat - auch im Hinblick auf die Jahresfrist nach § 48 Abs. 4,
§ 49 Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 48 Abs. 4 VwVfG - unverzüglich
nach Eingang des Zwischen- oder Verwendungsnachweises festzustellen,
ob nach den Angaben im Verwendungsnachweis Anhaltspunkte für die
Geltendmachung eines Erstattungsanspruchs gegeben sind. Im Übrigen
soll aus den eingegangenen Nachweisen nach einer nach Anhörung des
Bundesrechnungshofs zu treffenden Regelung eine stichprobenweise
Auswahl von zu prüfenden Verwendungsnachweisen getroffen werden.
Bei den ausgewählten Zwischen- oder Verwendungsnachweisen ist zu
prüfen, ob

11.1.1 der Zwischen- oder Verwendungsnachweis den im Zuwendungsbescheid
(einschließlich der Nebenbestimmungen) festgelegten Anforderungen ent-
spricht,

11.1.2 die Zuwendung nach den Angaben im Zwischen- oder Verwendungs-
nachweis und gegebenenfalls den beigefügten Belegen und Verträgen
über die Vergabe von Aufträgen zweckentsprechend verwendet worden
ist,
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11.1.3 der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck erreicht worden ist; dabei ist -
soweit in Betracht kommend - eine begleitende und abschließende Er-
folgskontrolle durchzuführen.

Gegebenenfalls sind Ergänzungen oder Erläuterungen zu verlangen und
örtliche Erhebungen durchzuführen. Die Prüfung der Angaben in dem
Zwischen- oder Verwendungsnachweis kann auf Stichproben beschränkt
werden. Die vorgelegten Belege usw. sind an den Zuwendungsempfänger
zurückzugeben.

11.2 Der Umfang und das Ergebnis der Prüfung sind in einem Vermerk (Prü-
fungsvermerk) niederzulegen. Feststellungen von unwesentlicher Bedeu-
tung sind nicht in den Vermerk aufzunehmen.

11.3 Die prüfende Stelle übersendet den nach Nr. 1.4 beteiligten Stellen eine
Ausfertigung des Sachberichts und des Prüfungsvermerks. Das Gleiche
gilt für Fälle, in denen die prüfende Stelle nicht die bewilligende Stelle ist.

12 Weiterleitung von Zuwendungen durch Zuwendungsempfänger

12.1 Die Bewilligungsbehörde kann im Zuwendungsbescheid vorsehen, dass
der Zuwendungsempfänger als Erstempfänger die Zuwendung ganz oder
teilweise weiterleiten kann. Durch die zweckbestimmte Weiterleitung erfüllt
der Erstempfänger den Zuwendungszweck.

12.2 Die Mittel können vom Erstempfänger in öffentlich-rechtlicher oder in
privatrechtlicher Form weitergeleitet werden. Die Weiterleitung in
öffentlich-rechtlicher Form durch juristische Personen des privaten Rechts
setzt eine Beleihung voraus.

12.3 Der Erstempfänger darf die Mittel nur zur Projektförderung weiterleiten.

12.4 Weiterleitung in öffentlich-rechtlicher Form

Bei der Bewilligung von Mitteln zur Weiterleitung in öffentlich-rechtlicher
Form durch den Erstempfänger sind für die Weiterleitung - ggf. durch
Bezugnahme auf bestehende Förderrichtlinien - insbesondere zu regeln:

12.4.1 die Anwendung der einschlägigen Vorschriften des öffentlichen Rechts,
soweit sich aus dem Folgenden nichts Abweichendes ergibt,

12.4.2 die Weiterleitung in Form eines Zuwendungsbescheids,

12.4.3 der Zuwendungszweck und die Maßnahmen, die im Einzelnen gefördert
werden sollen, sowie die Dauer der Zweckbindung von aus der Zuwen-
dung beschafften Gegenständen,

12.4.4 der als Letztempfänger in Betracht kommende Personenkreis,

12.4.5 die Voraussetzungen, die beim Letztempfänger erfüllt sein müssen, um die
Zuwendung an ihn weiterleiten zu können,

12.4.6 die Zuwendungsart, die Finanzierungsart, die Finanzierungsform, die in
Betracht kommenden zuwendungsfähigen Ausgaben oder Kosten und der
Bewilligungszeitraum,

12.4.7 ggf. Einzelheiten zur Antragstellung durch den Letztempfänger (z.B.
Termine, fachliche Beteiligung anderer Stellen, Antragsunterlagen),
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12.4.8 die bei der Weiterleitung ergänzend zu den Allgemeinen Nebenbestim-
mungen vorzusehenden Nebenbestimmungen; in allen Fällen ist dem Erst-
empfänger aufzuerlegen, gegenüber dem Letztempfänger auch ein
Prüfungsrecht für die Bewilligungsbehörde (einschließlich für von ihr
Beauftragte) auszubedingen sowie der Bewilligungsbehörde auf Verlangen
etwaige Erstattungsansprüche gegen den Letztempfänger abzutreten,

12.4.9 der Umfang der Anwendung von Vorschriften, die Ermessensentschei-
dungen vorsehen. Soweit die Vorschriften Ermessensentscheidungen
vorsehen und eine Anwendung der Bestimmungen durch den Erstemp-
fänger nicht ausgeschlossen wird, ist ihm vorzugeben, wie er zu verfahren
hat.

12.5 Weiterleitung in privatrechtlicher Form

Bei der Bewilligung von Mitteln zur Weiterleitung in privatrechtlicher Form
durch den Erstempfänger sind für die Weiterleitung insbesondere zu
regeln:

12.5.1 die Weiterleitung in Form eines privatrechtlichen Vertrags,

12.5.2 die Vorgaben entsprechend den Nrn. 12.4.3 bis 12.4.7,

12.5.3 der Rücktritt vom Vertrag aus wichtigem Grund mit dem Hinweis, dass ein
wichtiger Grund für einen Rücktritt vom Vertrag insbesondere gegeben ist,
wenn

- die Voraussetzungen für den Vertragsabschluss nachträglich entfallen
sind,

- der Abschluss des Vertrages durch Angaben des Letztempfängers
zustande gekommen ist, die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder
unvollständig waren,

- der Letztempfänger bestimmten - im Zuwendungsbescheid im Einzel-
nen zu nennenden - Verpflichtungen nicht nachkommt.

12.6 Dem Erstempfänger ist aufzuerlegen, in dem privatrechtlichen Vertrag (Nr.
12.5.1) insbesondere zu regeln:

12.6.1 die Art und Höhe der Zuwendung,

12.6.2 den Zuwendungszweck und die Dauer der Zweckbindung von aus der Zu-
wendung beschafften Gegenständen,

12.6.3 die Finanzierungsart und den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben,

12.6.4 den Bewilligungszeitraum,

12.6.5 die Abwicklung der Maßnahme und die Prüfung der Verwendung der
Zuwendung entsprechend den Nrn. 1 bis 7 ANBest-P. Die in Betracht
kommenden Bestimmungen sind dem Inhalt nach unmittelbar in den
Vertrag zu übernehmen; das entsprechend Nr. 7.1 ANBest-P für den
Erstempfänger vorzusehende Prüfungsrecht ist auch für die
Bewilligungsbehörde (einschließlich für einen von ihr Beauftragten)
auszubedingen,

12.6.6 die Anerkennung der Gründe für einen Rücktritt vom Vertrag, der Rück-
zahlungsverpflichtungen und der sonstigen Rückzahlungsregelungen
durch den Letztempfänger,
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12.6.7 die Verzinsung von Rückzahlungsansprüchen.

12.7 Im Zuge der Weiterleitung von Zuwendungen können zwischen dem Erst-
empfänger und dem Letztempfänger weitere Personen eingeschaltet werden.

13 Zuwendungen zur Projektförderung an Gebietskörperschaften und
Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften

13.1 Die Bewilligungsbehörde kann zulassen, dass bei Zuwendungen für Bau-
maßnahmen die zuständigen bautechnischen Dienststellen des Zuwen-
dungsempfängers beteiligt werden. Die auf Grund von Nr. 6.2 getroffenen
Regelungen sind zu beachten (zu Nr. 5.6.6). Die Bewilligungsbehörde
kann bei Baumaßnahmen im Einzelfall - mit Ausnahme bei der Prüfung
des Verwendungsnachweises - von einer Beteiligung der fachlich zustän-
digen technischen staatlichen Verwaltung absehen, wenn die Interessen
der Bewilligungsbehörde durch die Beteiligung der bautechnischen
Dienststelle des Zuwendungsempfängers gewahrt sind.

13.2 Bei der Bewilligung von Zuwendungen für Tiefbaumaßnahmen kann die
Bewilligungsbehörde eine der Nr. 1.4 ANBest-Gk entsprechende Regelung
vorsehen. Soweit bei den Maßnahmen die fachlich zuständige technische
staatliche Verwaltung zu beteiligen ist, ist die Regelung mit der be-
treffenden Verwaltungsstelle abzustimmen.

13.3 Zuwendungen an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von
Gebietskörperschaften sollen nur bewilligt werden, wenn die zuwen-
dungsfähigen Ausgaben des Vorhabens mehr als 15 000 Deutsche Mark
(7 500 Euro) betragen.

13.4 Zuwendungen an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von
Gebietskörperschaften von nicht mehr als 50 000 Deutsche Mark
(25 000 Euro) werden nach Vorlage des Verwendungsnachweises in einer
Summe ausgezahlt.

13.5 Die Bewilligungsbehörde kann von einer Rückforderung absehen, wenn

der zurückzufordernde Betrag 1 000 Deutsche Mark (500 Euro) nicht
übersteigt (zu Nr. 8).

13a Zuwendungen auf Kostenbasis

13a.1 Bei Projektförderung können Zuwendungen an gewerbliche Unternehmen,
insbesondere für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, anstatt zur
Deckung der zuwendungsfähigen Ausgaben zur Deckung der zuwen-
dungsfähigen Kosten des Zuwendungsempfängers bewilligt werden, wenn
eine Bemessung der Zuwendung nach Ausgaben im Hinblick auf die Ver-
rechnung von Gemeinkosten einschließlich kalkulatorischer Kosten nicht
sinnvoll ist.

13a.1.1 In geeigneten Bereichen/Fällen sollen feste Sätze für bestimmte Kalkula-
tionsbereiche festgesetzt werden.

13a.1.2 Ist dies nicht geboten, so dürfen Zuwendungen auf Kostenbasis nur ge-
währt werden, wenn der Zuwendungsempfänger über ein geordnetes
Rechnungswesen im Sinne der Nr. 2 der Leitsätze für die Preisermittlung
auf Grund von Selbstkosten - LSP - (Anlage zur Verordnung PR Nr. 30/53
vom 21. November 1953 - Bundesanzeiger Nr. 244 vom 18. Dezember
1953 -) in der jeweils geltenden Fassung verfügt.
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13a.2 In den Fällen der Nr. 13 a.1 gelten die Nrn. 1 bis 11, 14 und 15 sinnge-
mäß, soweit nicht in den Nrn. 13 a.3 bis 13 a.8 und in den ANBest-P-
Kosten (Anlage 4 zu Nr. 5.1) etwas anderes bestimmt oder zugelassen ist.
Dabei tritt an die Stelle des Wortes »Ausgaben« das Wort »Kosten«.

13a.3 Zuwendungsfähige Kosten sind die nach Maßgabe der ANBest-P-Kosten
dem Vorhaben zuzurechnenden Selbstkosten des Zuwendungsempfän-
gers, die bei wirtschaftlicher Betriebsführung im Bewilligungszeitraum
anfallen und die nachgewiesen werden.

13a.4 Die voraussichtlich zuwendungsfähigen Kosten sind vom Zuwendungs-
empfänger durch eine Vorkalkulation zu ermitteln, wobei die LSP anzu-
wenden sind.

Die Bewilligungsbehörde legt fest, wie die Vorkalkulation aufzugliedern ist.
Die Vorschriften über die Mindestgliederung nach Nr. 10 LSP sind zu
beachten.

13a.5 Die Vorkalkulation ist hinsichtlich der Gesamtkosten als Höchstbetrag
(Selbstkostenhöchstbetrag) für verbindlich zu erklären. Innerhalb des
Selbstkostenhöchstbetrages bedürfen erhebliche Abweichungen von der
Vorkalkulation der Einwilligung der Bewilligungsbehörde.

13a.6 Bei der Bemessung der Zuwendungen ist eine angemessene Finanzierung
des Vorhabens durch den Zuwendungsempfänger und durch Dritte zu
berücksichtigen. Nr. 2 gilt mit der Maßgabe, dass die Zuwendungen im
Wege der Anteilfinanzierung (in Ausnahmefällen durch Vollfinanzierung)
bewilligt werden.

13a.7 Abweichend von Nr. 7.2 richtet sich die Auszahlung der Zuwendungen
nach den anfallenden Kosten.

13a.8 Vor der Durchführung einer Kostenprüfung im Rahmen der Nr. 11 beim
Zuwendungsempfänger sollen die Bewilligungsbehörde oder ihre Beauf-
tragten das Benehmen mit der für die Preisbildung und Preisüberwachung
zuständigen Behörde herstellen und die etwa dort bereits vorliegenden
Ergebnisse aus Kostenprüfungen für die Prüfung des Verwendungsnach-
weises auswerten. In geeigneten Fällen soll die Bewilligungsbehörde die
für die Preisbildung und Preisüberwachung zuständige Behörde um eine
Kostenprüfung ersuchen.

14 Fälle von geringer finanzieller Bedeutung

Beträgt die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen (Nr.
1.4) der Gesamtbetrag der Zuwendungen bei institutioneller Förderung für
ein Haushaltsjahr oder bei einer Projektförderung weniger als 100 000
Deutsche Mark (50 000 Euro), kann das zuständige Bundesministerium
bei Anwendung der Nrn. 2 bis 9 und 12 bis 13 a für einzelne Förderbe-
reiche Erleichterungen zulassen. Beträgt die Zuwendung nach Satz 1 we-
niger als 50 000 Deutsche Mark (25 000 Euro), kann die Bewilligungsbe-
hörde im Einzelfall Ausnahmen zulassen.
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15 Besondere Regelungen

15.1 Soweit das zuständige Bundesministerium oder die Bewilligungsbehörde
nicht nach den Nrn. 1 bis 14 ermächtigt ist, Ausnahmen zuzulassen, sind
solche im Einzelfall im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finan-
zen möglich. Das gilt z.B. für die Gewährung höherer Vergütungen als nach
dem BAT oder MTB (einschließlich der in Nr. 1.3 Satz 4 ANBest-I genannten
Fälle) und anderer über- und außertariflicher Leistungen sowie für Abwei-
chungen vom Stellenplan für Angestellte, soweit die Einwilligung des Bun-
desministeriums der Finanzen nicht allgemein erteilt ist.

15.2 Für einzelne Zuwendungsbereiche kann das zuständige Bundesministerium
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und nach Anhö-
rung des Bundesrechnungshofes (§ 103) ergänzende oder abweichende
Verwaltungsvorschriften (z.B. Förderrichtlinien) zu den Nrn. 1 bis 13a erlas-
sen. Werden bestehende Verwaltungsvorschriften geändert, sind das Bun-
desministerium der Finanzen und der Bundesrechnungshof ebenfalls nach
Satz 1 zu beteiligen.

15.3 Grundsätzliche Zweifelsfragen sowie Fragen von erheblicher finanzieller Be-
deutung, die sich bei der Anwendung der Nrn. 1 bis 14 ergeben, sind im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen zu klären.

15.4 Soweit Regelungen nach den Nrn. 15.1 bis 15.3 den Verwendungsnachweis
betreffen, ist das Einvernehmen mit dem Bundesrechnungshof herzustellen.

15.5 Die Nrn. 1 bis 15.4 gelten für den Bund als Zuwendungsgeber auch dann,
wenn bei einer kapitalmäßigen Beteiligung des Bundes an dem Zuwen-
dungsempfänger (Nr. 1.2 zu § 65) die Bewilligungsbehörde in einem Auf-
sichtsorgan des Zuwendungsempfängers vertreten ist.

Zu § 44 Abs. 2 - Verwaltung von Mitteln oder Vermögensgegenständen -

16 Zum Begriff

16.1 Eine Verwaltung von Bundesmitteln im Sinne von § 44 Abs. 2 liegt vor, wenn
Stellen außerhalb der Bundesverwaltung zur Erfüllung von Bundesaufgaben
im Rahmen eines Treuhandverhältnisses Ausgaben leisten oder Einnahmen
erheben.

16.2 Eine Verwaltung von Vermögensgegenständen im Sinne von § 44 Abs. 2
liegt vor, wenn Stellen außerhalb der Bundesverwaltung im Rahmen eines
Treuhandverhältnisses befugt sind, Sachen, Rechte oder andere Arten von
Vermögen des Bundes zu halten oder über sie zu verfügen.

17 Voraussetzungen

Soweit die Verwaltung von Bundesmitteln oder Vermögensgegenständen des
Bundes durch Stellen außerhalb der Bundesverwaltung keiner gesetzlichen
Grundlage bedarf, ist sie nur zulässig, wenn sie im Interesse des Bundes
liegt und unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten geboten ist. Diese Stellen
müssen für eine solche Verwaltung geeignet sein und die Gewähr für eine
ordnungsmäßige Geschäftsführung bieten.

Anhang
H 0505
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18 Verfahren

18.1 Die Übertragung und die Einzelheiten der Durchführung der Verwaltung
von Bundesmitteln oder Vermögensgegenständen des Bundes sind, so-
weit sie nicht gesetzlich geregelt sind, schriftlich zu vereinbaren. Nach
Lage des Einzelfalles ist in der Vereinbarung insbesondere Folgendes zu
regeln:

18.1.1 die Übertragung der Verwaltung unter Angabe von Art und Umfang oder
der im Einzelnen wahrzunehmenden Aufgaben,

18.1.2 die Rechte und Pflichten des Auftragnehmers und der Grad der zu be-
achtenden Sorgfalt,

18.1.3 die Anwendung von gesetzlichen und sonstigen Vorschriften nebst
Mustern,

18.1.4 die Erteilung von Unteraufträgen,

18.1.5 die Weisungsbefugnis und Einwilligungsvorbehalte des Auftraggebers,

18.1.6 der Umfang der Mitteilungspflichten,

18.1.7 die gesonderte Buchführung und die Rechnungslegung für die Mittel und
die Vermögensgegenstände des Bundes,

18.1.8 das Auszahlungsverfahren,

18.1.9 die Behandlung von Rückeinnahmen,

18.1.10 die Haftung des Auftragnehmers,

18.1.11 der Nachweis über die Verwaltung,

18.1.12 die Prüfungsrechte des Auftraggebers,

18.1.13 der Ansatz des Aufwands des Auftragnehmers,

18.1.14 die Befristung der Vereinbarung oder deren Beschränkung auf bestimmte
Programme und die Möglichkeit der Kündigung der Vereinbarung.

18.2 Regelungen nach den Nrn. 18.1.1, 18.1.7, 18.1.11 und 18.1.13 bedürfen
der Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen, Regelungen nach
den Nrn. 18.1.7 und 18.1.11 auch der des Bundesrechnungshofes. Das
Bundesministerium der Finanzen und der Bundesrechnungshof können
auf ihre Befugnisse verzichten.

Zu § 44 Abs. 3 - Beleihung auf dem Gebiet der Zuwendungen -

19 Personenkreis

19.1 Beliehen werden können juristische Personen des privaten Rechts, die in
den Handlungsformen des öffentlichen Rechts als Zuwendungsempfänger
Zuwendungen weiterleiten oder als Treuhänder des Bundes Zuwendungen
gewähren sollen (Nrn. 12 und 16.1).

19.2 Der Umfang und das Ergebnis der Prüfung der Voraussetzungen zur
Beleihung sind aktenkundig zu machen.
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20 Verfahren

Die Beleihung geschieht durch Verwaltungsakt oder durch öffentlich-recht-
lichen Vertrag. Diese müssen enthalten

20.1 die Bezugnahme auf § 44 Abs. 3 BHO,

20.2 die genaue Bezeichnung der juristischen Person des privaten Rechts, die
beliehen wird,

20.3 die Verleihung der Befugnis, Zuwendungen nach Maßgabe besonderer
Bestimmungen durch Verwaltungsakt in eigenem Namen zu bewilligen,

20.4 die Angabe der Behörde, die die Aufsicht über die Beliehene ausübt,

20.5 die Verpflichtung der Beliehenen, der aufsichtsführenden Behörde unver-
züglich mitzuteilen, wenn

- sich bei der Ausübung der Befugnis Zweifelsfragen oder Schwierigkeiten
ergeben,

- sie ihre Zahlungen einstellt oder ein Insolvenzverfahren über ihr Ver-
mögen beantragt oder eröffnet wird,

20.6 den Beginn und die Befristung der Beleihung oder deren Beschränkung auf
bestimmte Programme,

20.7 einen Vorbehalt, dass die Befugnis jederzeit entzogen werden kann,

20.8 beim Verwaltungsakt eine Rechtsbehelfsbelehrung.
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Anlage 1 zur VV Nr. 5.1 zu § 44 BHO

Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionellen Förde-
rung (ANBest-I)

Die ANBest-I enthalten Nebenbestimmungen im Sinne des § 36 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG) sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestim-
mungen sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdrück-
lich etwas anderes bestimmt ist.

Inhalt

Nr. 1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

Nr. 2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung

Nr. 3 Vergabe von Aufträgen

Nr. 4 Inventarisierungspflicht

Nr. 5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Nr. 6 Buchführung

Nr. 7 Nachweis der Verwendung

Nr. 8 Prüfung der Verwendung

Nr. 9 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

1.1 Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

1.2 Alle eigenen Mittel und mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden
Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter) des Zuwen-
dungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle Ausgaben einzusetzen. Der
Haushalts- oder Wirtschaftsplan einschließlich Organisations- und Stellenplan
ist verbindlich.

1.3 Der Zuwendungsempfänger darf seine Beschäftigten nicht besser stellen als
vergleichbare Bundesbedienstete. Höhere Vergütungen als nach BAT oder
MTB sowie sonstige über- oder außertarifliche Leistungen dürfen nicht gewährt
werden. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für die Beschäftigten des Zuwendungs-
empfängers, die bei der Durchführung von Aufträgen und von aus Zuwendun-
gen finanzierten Projekten eingesetzt werden. Sind im Wirtschaftsplan Stellen
oberhalb BAT ohne Angaben der Höhe der Vergütung ausgebracht (z.B. S, ÜT,
AT ohne Angabe einer Besoldungsgruppe oder C 4), bedarf die Festsetzung
der Vergütung in jedem Einzelfall der vorherigen Zustimmung der Bewilli-
gungsbehörde.
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1.4 Zuwendungsempfänger, deren Gesamtausgaben (ohne Ausgaben für Aufträge
und Projektförderung durch Dritte) zu 50 vom Hundert und mehr aus
öffentlichen Mitteln finanziert werden, dürfen Risiken für Schäden an Personen,
Sachen und Vermögen nur versichern, soweit eine Versicherung gesetzlich
vorgeschrieben ist. Beträgt der Anteil der öffentlichen Mittel an den Ge-
samtausgaben (ohne Ausgaben für Aufträge und Projektförderung durch Dritte)
weniger als 50 vom Hundert, so dürfen Risiken der genannten Art nur ver-
sichert werden, wenn hierdurch der Zuwendungsempfänger seine Beschäftig-
ten nicht besser stellt als vergleichbare Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
des Bundes.

1.5 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie
innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benö-
tigt wird. Die Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des
Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten. Wird ein im Haushaltsjahr zu
deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber finanziert, so
darf die Zuwendung jeweils nur anteilig mit den Zuwendungen der anderen
Zuwendungsgeber angefordert werden.

1.6 Am Jahresende nicht verbrauchte Kassenmittel werden auf die Auszahlungen
zu Beginn des Folgejahres kassenmäßig angerechnet.

1.7 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen nur vereinbart oder bewirkt
werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände ge-
rechtfertigt ist.

1.8 Die Bildung von Rückstellungen ist nur zulässig, soweit sie gesetzlich (z.B.
durch das Handelsgesetzbuch) vorgeschrieben ist. Rücklagen dürfen nicht ge-
bildet werden.

2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung

Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Haushalts- oder Wirtschafts-
plan veranschlagten Gesamtausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder
treten neue Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich die Zuwendung

2.1 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwen-
dungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwen-
dungsempfängers,

2.2 bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht kommenden
Betrag.

3 Vergabe von Aufträgen

3.1 Wenn die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der Ge-
samtbetrag der Zuwendung mehr als 200 000 Deutsche Mark (100 000 Euro)
beträgt, sind anzuwenden

- bei der Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen der Abschnitt I der Ver-
dingungsordnung für Bauleistungen (VOB),

- bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Dienstleistungen der
Abschnitt I der Verdingungsordnung für Leistungen - ausgenommen Bau-
leistungen - (VOL).
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3.2 Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers, auf Grund des § 98 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) und der Vergabeverordnung
(VgV) die Abschnitte 2 ff. der VOB/A bzw. VOL/A anzuwenden oder andere
Vergabebestimmungen einzuhalten, bleiben unberührt.

4 Inventarisierungspflicht

Der Zuwendungsempfänger hat Gegenstände, deren Anschaffungs- oder
Herstellungswert 800 Deutsche Mark (400 Euro) übersteigt, zu inventarisieren.
Soweit aus besonderen Gründen der Bund Eigentümer ist oder wird, sind die
Gegenstände in dem Inventar besonders zu kennzeichnen.

5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsbe-
hörde anzuzeigen, wenn

5.1 er nach Vorlage des Haushalts- oder Wirtschaftsplans weitere Zuwendungen
bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält,

5.2 für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder
wegfallen,

5.3 die angeforderten oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei
Monaten nach der Auszahlung verbraucht werden können.

6 Buchführung

6.1 Die Kassen- und Buchführung sind entsprechend den Regeln der Bundes-
haushaltsordnung (BHO) und den jeweils geltenden Verwaltungsvorschriften
einzurichten, es sei denn, dass die Bücher nach den für Länder oder Gemein-
den geltenden entsprechenden Vorschriften oder nach den Regeln der kauf-
männischen doppelten Buchführung geführt werden.

6.2 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen
enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund
und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den
Verwendungszweck.

6.3 Der Zuwendungsempfänger hat die Bücher, Belege und alle sonstigen
Geschäftsunterlagen (vgl. Nr. 8.1 Satz 1) fünf Jahre nach Vorlage des Verwen-
dungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder
anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Auf-
bewahrung können auch Bild- oder Datenträger verwendet werden. Das Auf-
nahme- und Wiedergabeverfahren muss den jeweiligen Vorschriften oder Re-
geln (Nr. 6.1) entsprechen.

7 Nachweis der Verwendung

7.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf
des Haushalts- oder Wirtschaftsjahres nachzuweisen (Verwendungsnachweis).
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem
zahlenmäßigen Nachweis.

7.2 In dem Sachbericht sind die Tätigkeit des Zuwendungsempfängers sowie das
erzielte Ergebnis im abgelaufenen Haushalts- oder Wirtschaftsjahr darzu-
stellen. Tätigkeits-, Lage-, Abschluss- und Prüfungsberichte und etwaige Ver-
öffentlichungen sind beizufügen.
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7.3 Der zahlenmäßige Nachweis besteht für den Fall, dass der Zuwendungs-
empfänger nach Einnahmen und Ausgaben bucht, aus der Jahresrechnung.
Diese muss alle Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Haushalts-
jahres in der Gliederung des Haushalts- oder Wirtschaftsplans enthalten so-
wie das Vermögen und die Schulden zu Beginn und Ende des Haushalts-
jahres ausweisen. Bei kaufmännischer doppelter Buchführung des Zuwen-
dungsempfängers besteht der zahlenmäßige Nachweis aus dem Jahresab-
schluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, bei Kapitalgesellschaften
auch Anhang und Lagebericht zum Jahresabschluss) sowie auf Verlangen
der Bewilligungsbehörde einer Überleitungsrechnung auf Einnahmen und
Ausgaben. In der Überleitungsrechnung sind die tatsächlichen Einnahmen
und Ausgaben nach den Ansätzen des Haushalts- oder Wirtschaftsplans ab-
zurechnen. Werden neben der institutionellen Förderung auch Zuwendungen
zur Projektförderung bewilligt, so sind im zahlenmäßigen Nachweis die im
abgelaufenen Haushaltsjahr gewährten Zuwendungen zur Projektförderung
einzeln nachrichtlich anzugeben.

7.4 Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig
waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die
Angaben mit den Büchern und Belegen übereinstimmen.

8 Prüfung der Verwendung

8.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Ge-
schäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch
örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der
Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und
die notwendigen Auskünfte zu erteilen.

8.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist
von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung
unter Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen.

8.3 Der Bundesrechnungshof ist berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger zu
prüfen (§§ 91, 100 BHO).

9 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

9.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Ver-
waltungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwVfG) oder anderen
Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder
widerrufen oder sonst unwirksam wird.

9.2 Nr. 9.1 gilt insbesondere, wenn

9.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden
ist,

9.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwen-
det wird,

9.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträgliche Ermäßigung
der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nr. 2).
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9.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kom-
men, soweit der Zuwendungsempfänger

9.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks verwendet oder

9.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere
den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie
Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nachkommt.

9.4 Der Erstattungsbetrag ist nach Maßgabe des § 49 a Abs. 3 VwVfG mit drei
vom Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 1 des Diskontsatz-
Überleitungs-Gesetzes vom 9. Juni 1998 (BGBl. I S. 1242) jährlich zu ver-
zinsen.

9.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des
Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht
zurückgenommen oder widerrufen, so können für die Zeit von der
Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in
Höhe von drei vom Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 1 des
Diskontsatz-Überleitungs-Gesetzes vom 9. Juni 1998 (BGBl. I S. 1242)
jährlich verlangt werden. Eine alsbaldige Verwendung liegt vor, wenn
ausgezahlte Beträge innerhalb von zwei Monaten verbraucht werden.



H 05 01 Allgemeines Haushaltsrecht
BHO

VV-BHO
16. Mai 2001

134

Vorschriftensammlung
Bundesfinanzverwaltung



Allgemeines Haushaltsrecht H 05 01
BHO

VV-BHO
16. Mai 2001 § 44; Anlage 2 (ANBest-P)

135

Vorschriftensammlung
Bundesfinanzverwaltung

Anlage 2 zur VV Nr. 5.1 zu § 44 BHO

Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung
(ANBest-P)

Die ANBest-P enthalten Nebenbestimmungen im Sinne des § 36 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG) sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestim-
mungen sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdrück-
lich etwas anderes bestimmt ist.

Inhalt

Nr. 1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

Nr. 2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung

Nr. 3 Vergabe von Aufträgen

Nr. 4 Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände

Nr. 5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Nr. 6 Nachweis der Verwendung

Nr. 7 Prüfung der Verwendung

Nr. 8 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

1.1 Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbe-
sondere Zuwendungen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwen-
dungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungs-
zweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. Der Finanzierungsplan
ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. Die Einzelansätze dürfen
um bis zu 20 vom Hundert überschritten werden, soweit die Überschreitung
durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansätzen ausge-
glichen werden kann. Beruht die Überschreitung eines Einzelansatzes auf
behördlichen Bedingungen oder Auflagen, insbesondere im Rahmen des
baurechtlichen Verfahrens, sind innerhalb des Gesamtergebnisses des Fi-
nanzierungsplans auch weitergehende Abweichungen zulässig. Die Sätze 2
bis 4 finden bei Festbetragsfinanzierung keine Anwendung.

1.3 Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sächliche Ver-
waltungsausgaben geleistet werden und werden die Gesamtausgaben des
Zuwendungsempfängers überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen
Hand bestritten, darf der Zuwendungsempfänger seine Beschäftigten nicht
besser stellen als vergleichbare Bundesbedienstete. Höhere Vergütungen als
nach dem BAT oder MTB sowie sonstige über- und außertarifliche
Leistungen dürfen nicht gewährt werden.
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1.4 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie
innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen
benötigt wird. Die Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung
des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten. Im Übrigen darf die
Zuwendung wie folgt in Anspruch genommen werden:

1.4.1 Bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit etwaigen Zuwen-
dungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und
sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,

1.4.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen
Mittel des Zuwendungsempfängers verbraucht sind.

Wird ein zu deckender Fehlbedarf (Nr. 1.4.2) anteilig durch mehrere Zuwen-
dungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur anteilig mit den
Zuwendungen der anderen Zuwendungsgeber angefordert werden.

1.5 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen nur vereinbart oder be-
wirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände
gerechtfertigt ist.

1.6 Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wir-
kung für die Zukunft zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwen-
dungszweck nicht zu erreichen ist.

2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung

2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veran-
schlagten Gesamtausgaben für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die
Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel (z.B. Investitionszulagen)
hinzu, so ermäßigt sich die Zuwendung

2.1.1 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwen-
dungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zu-
wendungsempfängers,

2.1.2 bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht kommenden
Betrag.

2.2 Nr. 2.1 gilt (ausgenommen bei Vollfinanzierung und bei wiederkehrender
Förderung desselben Zuwendungszwecks) nur, wenn sich die Gesamtaus-
gaben oder die Deckungsmittel insgesamt um mehr als 1 000 Deutsche Mark
(500 Euro) ändern.

3 Vergabe von Aufträgen

3.1 Wenn die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der
Gesamtbetrag der Zuwendung mehr als 200 000 Deutsche Mark
(100 000 Euro) beträgt, sind anzuwenden

- bei der Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen der Abschnitt I der
Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB),

- bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Dienstleistungen der
Abschnitt I der Verdingungsordnung für Leistungen - ausgenommen
Bauleistungen - (VOL).
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3.2 Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers, auf Grund des § 98 des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) und der Vergabe-
verordnung (VgV) die Abschnitte 2 ff. der VOB/A bzw. VOL/A anzuwenden
oder andere Vergabebestimmungen einzuhalten, bleiben unberührt.

4 Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände

4.1 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder
hergestellt werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und
sorgfältig zu behandeln. Der Zuwendungsempfänger darf über sie vor Ablauf
der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung nicht anderweitig
verfügen.

4.2 Der Zuwendungsempfänger hat die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks
beschafften Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 800
Deutsche Mark (400 Euro) übersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonde-
ren Gründen der Bund Eigentümer ist oder wird, sind die Gegenstände in dem
Inventar besonders zu kennzeichnen.

5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsbe-
hörde anzuzeigen, wenn

5.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans - auch nach Vorlage des Verwen-
dungsnachweises - weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen
öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn er - ggf. weitere -
Mittel von Dritten erhält,

5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung
maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,

5.3 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten
Zuwendung nicht zu erreichen ist,

5.4 die angeforderten oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Mona-
ten nach der Auszahlung verbraucht werden können,

5.5 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr
entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt
werden,

5.6 ein Insolvenzverfahren über sein Vermögen beantragt oder eröffnet wird.

6 Nachweis der Verwendung

6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach
Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten
auf den Bewilligungszeitraum folgenden Monats der Bewilligungsbehörde
nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Ist der Zuwendungszweck nicht bis
zum Ablauf des Haushaltsjahres erfüllt, ist innerhalb von vier Monaten nach
Ablauf des Haushaltsjahres über die in diesem Jahr erhaltenen Beträge ein
Zwischennachweis zu führen.

6.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem
zahlenmäßigen Nachweis.
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6.3 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte
Ergebnis im Einzelnen darzustellen.

6.4 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeit-
licher Folge und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des
Finanzierungsplans auszuweisen. Der Nachweis muss alle mit dem Zuwen-
dungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen
Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben enthalten. Aus dem Nachweis müssen
Tag, Empfänger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung er-
sichtlich sein. Soweit der Zuwendungsempfänger die Möglichkeit zum Vor-
steuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, dürfen nur die Ent-
gelte (Preise ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt werden.

6.5 Mit dem Nachweis sind die Originalbelege (Einnahme- und Ausgabebelege)
über die Einzelzahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen
vorzulegen.

6.6 Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist, besteht dieser
aus dem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von
Belegen, in dem Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Gliederung
des Finanzierungsplans summarisch zusammenzustellen sind.

6.7 Der Zwischennachweis (Nr. 6.1 Satz 2) ist wie der einfache Verwendungs-
nachweis zu führen.

6.8 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen
enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund
und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Ver-
wendungszweck. Außerdem müssen die Belege ein eindeutiges Zuord-
nungsmerkmal zu dem Projekt (z.B. Projektnummer) enthalten. Im Verwen-
dungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass
wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den
Büchern und gegebenenfalls den Belegen übereinstimmen.

6.9 Der Zuwendungsempfänger hat die in Nr. 6.5 genannten Belege und Ver-
träge sowie alle sonst mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen
(vgl. Nr. 7.1 Satz 1) fünf Jahre nach Vorlage des Verwendungsnachweises
aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschrif-
ten eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung können
auch Bild- oder Datenträger verwendet werden. Das Aufnahme- und Wieder-
gabeverfahren muss den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung oder
einer in der öffentlichen Verwaltung allgemein zugelassenen Regelung ent-
sprechen.

6.10 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel
an Dritte weiterleiten, sind die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber
zu erbringenden Verwendungs- und Zwischennachweise dem Verwendungs-
oder Zwischennachweis nach Nr. 6.1 beizufügen.

7 Prüfung der Verwendung

7.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige
Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung
durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu
lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen
bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. In den Fällen der
Nr. 6.10 sind diese Rechte der Bewilligungsbehörde auch dem Dritten
gegenüber auszubedingen.
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7.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist
von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung
unter Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen.

7.3 Der Bundesrechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern zu
prüfen (§§ 91, 100 BHO).

8 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach
Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwVfG) oder anderen
Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder
widerrufen oder sonst unwirksam wird.

8.2 Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn

8.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden
ist,

8.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck
verwendet wird,

8.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträgliche Ermäßigung
der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nr. 2).

8.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht
kommen, soweit der Zuwendungsempfänger

8.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks verwendet oder

8.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere
den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie
Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nachkommt.

8.4 Der Erstattungsbetrag ist nach Maßgabe des § 49 a Abs. 3 VwVfG mit drei
vom Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 1 des Diskontsatz-
Überleitungs-Gesetzes vom 9. Juni 1998 (BGBl. I S. 1242) jährlich zu ver-
zinsen.

8.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des
Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht
zurückgenommen oder widerrufen, so können für die Zeit von der
Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in
Höhe von drei vom Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 1 des
Diskontsatz-Überleitungs-Gesetzes vom 9. Juni 1998 (BGBl. I S. 1242)
jährlich verlangt werden. Eine alsbaldige Verwendung liegt vor, wenn
ausgezahlte Beträge innerhalb von zwei Monaten verbraucht werden.
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Anlage 3 zur VV Nr. 5.1 zu § 44 BHO

Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung an
Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften
(ANBest-Gk)

Die ANBest-Gk enthalten Nebenbestimmungen im Sinne des § 36 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbe-
stimmungen sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist.

Inhalt

Nr. 1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

Nr. 2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung

Nr. 3 Vergabe von Aufträgen

Nr. 4 Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände

Nr. 5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Nr. 6 Nachweis der Verwendung

Nr. 7 Prüfung der Verwendung

Nr. 8 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

1.1 Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbe-
sondere Zuwendungen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwen-
dungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungs-
zweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. Der Finanzierungsplan
ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. Die einzelnen Ausgabe-
ansätze dürfen um bis zu 20 vom Hundert überschritten werden, soweit die
Überschreitung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelan-
sätzen ausgeglichen werden kann. Beruht die Überschreitung eines Ausga-
beansatzes auf behördlichen Bedingungen oder Auflagen, insbesondere im
Rahmen des baurechtlichen Verfahrens, sind innerhalb des Gesamtergeb-
nisses des Finanzierungsplans auch weitergehende Abweichungen zulässig.
Die Sätze 2 bis 4 finden bei Festbetragsfinanzierung keine Anwendung.

1.3 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie
innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen be-
nötigt wird. Die Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des
Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten. Im Übrigen darf die Zuwen-
dung wie folgt in Anspruch genommen werden:

1.3.1 Bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit etwaigen Zuwen-
dungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und
sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,
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1.3.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen
Mittel des Zuwendungsempfängers verbraucht sind.

Wird ein zu deckender Fehlbedarf (Nr. 1.3.2) anteilig durch mehrere Zuwen-
dungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur anteilig mit den
Zuwendungen der anderen Zuwendungsgeber angefordert werden.

1.4 Soweit die Zuwendung für ein Hochbauvorhaben bestimmt ist, kann sie bei
Anteil- oder Festbetragsfinanzierung entsprechend dem Baufortschritt an-
gefordert werden, und zwar 20 vom Hundert der Zuwendung nach Vergabe
des Rohbauauftrags, 30 vom Hundert nach baurechtlicher Abnahme des
Rohbaus, 40 vom Hundert nach baurechtlicher Schlussabnahme und 10 vom
Hundert nach Vorlage des Verwendungsnachweises. Nr. 1.3 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Der Anforderung ist je eine Ausfertigung der in Betracht kom-
menden Abnahmebescheinigungen beizufügen.

1.5 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen nur vereinbart oder
bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere
Umstände gerechtfertigt ist.

1.6 Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wir-
kung für die Zukunft zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwen-
dungszweck nicht zu erreichen ist.

2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung

2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veran-
schlagten Gesamtausgaben für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die
Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel (z.B. Investitionszulagen)
hinzu, so ermäßigt sich die Zuwendung

2.1.1 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwen-
dungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des
Zuwendungsempfängers,

2.1.2 bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht kommenden
Betrag.

2.2 Nr. 2.1 gilt (ausgenommen bei Vollfinanzierung und bei wiederkehrender
Förderung desselben Zuwendungszwecks) nur, wenn sich die Gesamtaus-
gaben oder die Deckungsmittel insgesamt um mehr als 1 000 Deutsche Mark
(500 Euro) ändern.

3 Vergabe von Aufträgen

3.1 Bei der Vergabe von Aufträgen zur Erfüllung des Zuwendungszwecks sind
die nach den einschlägigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Zuwen-
dungsempfängers anzuwendenden Vergabegrundsätze zu beachten.

3.2 Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers, auf Grund des § 98 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) und der Vergabeverord-
nung (VgV) die Abschnitte 2 ff. der VOB/A bzw. VOL/A anzuwenden oder
andere Vergabebestimmungen einzuhalten, bleiben unberührt.
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4 Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände

Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder herge-
stellt werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu
behandeln. Der Zuwendungsempfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwen-
dungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung nicht anderweitig verfügen.

5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsbe-
hörde anzuzeigen, wenn

5.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans - auch nach Vorlage des Verwen-
dungsnachweises - weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen
öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn er - ggf. weitere -
Mittel von Dritten erhält,

5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung
maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,

5.3 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten
Zuwendung nicht zu erreichen ist,

5.4 die angeforderten oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Mona-
ten nach der Auszahlung verbraucht werden können,

5.5 Gegenstände nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet
oder nicht mehr benötigt werden.

6 Nachweis der Verwendung

6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von einem Jahr nach Erfüllung
des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch ein Jahr nach Ablauf des Bewilli-
gungszeitraums der Bewilligungsbehörde nachzuweisen (Verwendungsnach-
weis). Ist der Zuwendungszweck nicht innerhalb eines Jahres erfüllt, ist auf
Verlangen der Bewilligungsbehörde ein Zwischennachweis in Form des Ver-
wendungsnachweises vorzulegen.

6.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zah-
lenmäßigen Nachweis.

6.3 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte
Ergebnis kurz darzustellen. Dem Sachbericht sind die Berichte der von dem
Zuwendungsempfänger beteiligten technischen Dienststellen beizufügen.

6.4 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben ent-
sprechend der Gliederung des Finanzierungsplans summarisch auszuweisen.
Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden
Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben
enthalten. Soweit der Zuwendungsempfänger die Möglichkeit zum Vorsteuer-
abzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, dürfen nur die Entgelte
(Preise ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt werden.

6.5 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel
an Dritte (Nichtgebietskörperschaften) weiterleiten, sind die von den empfan-
genden Stellen ihm gegenüber zu erbringenden Verwendungs- und Zwischen-
nachweise dem Verwendungsnachweis oder Zwischennachweis nach Nr. 6.1
beizufügen.
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7 Prüfung der Verwendung

7.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige
Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung
durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu
lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen
bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. In den Fällen der
Nr. 6.5 sind diese Rechte der Bewilligungsbehörde auch dem Dritten
gegenüber auszubedingen.

7.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist
von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung
unter Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen. Dies gilt nicht bei Zuwen-
dungen des Bundes an ein Land.

7.3 Der Bundesrechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern zu
prüfen (§§ 91, 100 BHO).

8 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Ver-
waltungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwVfG) oder anderen
Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder
widerrufen oder sonst unwirksam wird.

8.2 Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn

8.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden
ist,

8.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwen-
det wird,

8.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträgliche Ermäßigung
der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nr. 2).

8.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kom-
men, soweit der Zuwendungsempfänger

8.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks verwendet oder

8.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere
den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie
Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nachkommt.

8.4 Der Erstattungsbetrag ist nach Maßgabe des § 49 a Abs. 3 VwVfG mit drei
vom Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 1 des Diskontsatz-
Überleitungs-Gesetzes vom 9. Juni 1998 (BGBl. I S. 1242) jährlich zu ver-
zinsen.

8.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des
Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zu-
rückgenommen oder widerrufen, so können für die Zeit von der Auszahlung
bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in Höhe von
drei vom Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 1 des Diskont-
satz-Überleitungs-Gesetzes vom 9. Juni 1998 (BGBl. I S. 1242) jährlich ver-
langt werden. Eine alsbaldige Verwendung liegt vor, wenn ausgezahlte Be-
träge innerhalb von zwei Monaten verbraucht werden.
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Anlage 4 zur VV Nr. 5.1 zu § 44 BHO

Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung auf
Kostenbasis (ANBest-P-Kosten)

Die ANBest-P-Kosten enthalten Nebenbestimmungen im Sinne des § 36 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) sowie notwendige Erläuterungen. Die Ne-
benbestimmungen sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.

Inhalt

Nr. 1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

Nr. 2 Nachträgliche Ermäßigung der Kosten oder Änderung der Finanzierung

Nr. 3 Vergabe von Aufträgen

Nr. 4 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Nr. 5 Abrechnung nach Selbstkosten

Nr. 6 Pauschalierte Abrechnung

Nr. 7 Nachweis der Verwendung

Nr. 8 Prüfung der Verwendung

Nr. 9 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

1.1 Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen/Erträge
(z.B. Zuwendungen, Leistungen Dritter und Nebenerträge) und der Eigenanteil
des Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwen-
dungszweck zusammenhängenden Kosten einzusetzen. Die Vorkalkulation ist
hinsichtlich der Gesamtkosten als Höchstbetrag (Selbstkostenhöchstbetrag)
verbindlich.

Innerhalb des Höchstbetrages sind Abweichungen über 20 vom Hundert von
den Ansätzen der Vorkalkulation nur zulässig, wenn die Bewilligungsbehörde
vorher zugestimmt hat.

1.3 Die Anforderung der Zuwendung richtet sich nach den anfallenden Kosten. Die
Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs er-
forderlichen Angaben enthalten. Im Übrigen darf die Zuwendung jeweils nur
anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorge-
sehenen eigenen Mitteln des Zuwendungsempfängers in Anspruch genommen
werden.

1.4 Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wir-
kung für die Zukunft zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwen-
dungszweck nicht zu erreichen ist.
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2 Nachträgliche Ermäßigung der Kosten oder Änderung der Finanzierung

Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in der Vorkalkulation veranschlagten
Gesamtkosten für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die Deckungsmittel
oder treten neue Deckungsmittel (z.B. Investitionszulagen) hinzu, so ermäßigt
sich die Zuwendung,

2.1 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwen-
dungsgeber und den vorgesehenen eigenen Mitteln des Zuwendungsempfän-
gers,

2.2 bei Vollfinanzierung um den vollen in Betracht kommenden Betrag.

3 Vergabe von Aufträgen

Der Zuwendungsempfänger hat Aufträge nur an fachkundige und leistungs-
fähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu wirtschaftlichen
Bedingungen zu vergeben. Soweit möglich, sind dazu mindestens drei Ange-
bote einzuholen.

4 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsbe-
hörde anzuzeigen, wenn

4.1 er nach Vorlage der Vorkalkulation weitere Zuwendungen für denselben Zweck
bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn er
- ggf. weitere - Mittel von Dritten erhält,

4.2 sich gegenüber der Vorkalkulation eine Ermäßigung um mehr als 7,5 vom
Hundert der Gesamtkosten oder um mehr als 20 000 Deutsche Mark
(10 000 Euro) oder sich eine Änderung der Finanzierung um mehr als 20 000
Deutsche Mark (10 000 Euro) ergibt,

4.3 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung
maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,

4.4 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten
Zuwendung nicht zu erreichen ist,

4.5 die angeforderten oder ausgezahlten, sich nicht auf kalkulatorische Kosten
beziehenden Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung
verbraucht werden können,

4.6 Sonderbetriebsmittel vor Beendigung des Vorhabens nicht mehr entsprechend
dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden,

4.7 sich nach Vorlage des Verwendungsnachweises noch Kostengutschriften/Er-
träge ergeben oder wenn er noch weitere Deckungsmittel im Sinne der Nr. 1.2
erhält,

4.8 ein Insolvenzverfahren über sein Vermögen beantragt oder eröffnet wird.
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5 Abrechnung nach Selbstkosten

5.1 Nach Maßgabe des Zuwendungsbescheids und dieser Nebenbestimmungen
dürfen nur die durch das Vorhaben verursachten, angemessenen und nach-
zuweisenden Selbstkosten verrechnet werden, die bei wirtschaftlicher
Betriebsführung im Bewilligungszeitraum entstanden sind. Übersteigen die
tatsächlichen Selbstkosten des Vorhabens den Selbstkostenhöchstbetrag, so
hat der Zuwendungsempfänger den Mehrbetrag selbst zu tragen.

5.2 Die Selbstkosten sind nach den Leitsätzen für die Preisermittlung auf Grund
von Selbstkosten - LSP - (Anlage zur Verordnung PR Nr. 30/53 vom 21.
November 1953 - Bundesanzeiger Nr. 244 vom 18. Dezember 1953) in der
jeweils geltenden Fassung zu ermitteln.

5.3 Nicht zuwendungsfähig sind:

5.3.1 die Vertriebskosten einschließlich Werbekosten,

5.3.2 die Gewerbesteuer,

5.3.3 die Kosten der freien Forschung und Entwicklung (Nrn. 27 und 28 LSP),

5.3.4 die Kosten für Einzelwagnisse (Nrn. 47 bis 50 LSP),

5.3.5 der kalkulatorische Gewinn (Nrn. 51 und 52 LSP),

5.3.6 der Zinsanteil in den Zuführungen zu den Pensionsrückstellungen.

5.4 Eingeräumte Skonti sind bei der Ermittlung der Einstandspreise der für das
Vorhaben besonders beschafften Gegenstände und der erbrachten
sonstigen Fremdleistungen abzusetzen.

5.5 Werden für Teilleistungen an Stelle von Selbstkosten Preise für markt-
gängige Leistungen (ohne USt) zu Grunde gelegt, sind diese um zehn vom
Hundert für nicht zuwendungsfähige Kosten (Nr. 5.3) zu kürzen. Die Teil-
leistungen sind in der Nachkalkulation (siehe Nr. 7.4) gesondert auszu-
weisen.

5.6 Kosten für Sonderbetriebsmittel (Nr. 14 LSP) dürfen nur abgerechnet
werden, soweit sie vorher von der Bewilligungsbehörde als zuwendungsfähig
anerkannt worden sind. Zu den Sonderbetriebsmitteln gehören keine Gegen-
stände der betriebsüblichen Grundausstattung. Ergänzend gilt Folgendes:

5.6.1 Der Zuwendungsempfänger hat nach Beendigung des Vorhabens für Son-
derbetriebsmittel einen Restwertausgleich zu leisten. Ein etwaiger Aus-
gleichsanspruch ist in sinngemäßer Anwendung der Nr. 9.4 zu verzinsen.

Werden Sonderbetriebsmittel bereits vor Erfüllung des Zuwendungszwecks
für das Vorhaben nicht mehr benötigt, so ist der Restwertausgleich unver-
züglich zu leisten.

5.6.2 Entwicklungsgegenstände (Versuchsmuster, Prototypen und dergl.), die im
Rahmen des Vorhabens hergestellt werden, werden wie Sonderbetriebsmittel
behandelt.
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6 Pauschalierte Abrechnung

Der Zuwendungsempfänger rechnet, soweit im Zuwendungsbescheid auf
seinen Antrag hin eine pauschalierte Abrechnung zugelassen ist, die zuwen-
dungsfähigen Kosten nach folgenden Regelungen ab.

6.1 Zuwendungsfähig sind folgende Einzelkosten:

6.1.1 Materialkosten,

6.1.2 Kosten für Fremdleistungen,

6.1.3 Personalkosten, ermittelt aus den einkommen-/lohnsteuerpflichtigen Brutto-
löhnen und -gehältern je Kalenderjahr ohne Arbeitgeber-Anteile zur Sozial-
versicherung und ohne umsatz- oder gewinnabhängige Zuschläge. Soweit
Geschäftsführer bzw. Vorstandsmitglieder o.ä. Leitungspersonal im Vorha-
ben tätig werden, dürfen hierfür nur Personaleinzelkosten von entsprechen-
den leitenden Mitarbeitern im Projekt (z.B. Projektleiter) verrechnet werden;
dies gilt auch für ohne feste Entlohnung tätige Unternehmer. Aus der Division
der ermittelten Jahreslöhne/-gehälter durch die theoretisch möglichen Jah-
resarbeitsstunden (ohne Abzug von Fehlzeiten) laut Tarifvertrag/ Betriebs-
vereinbarung/Arbeitsvertrag ist ein Stundensatz zu bilden. Soweit die tat-
sächlich geleisteten Gesamtstunden über den tarifvertraglich/betrieb-
lich/arbeitsvertraglich vereinbarten Gesamtstunden liegen, ergibt sich der
Stundensatz durch Division des Jahresgehalts durch die tatsächlich geleis-
teten Stunden.

An Personaleinzelkosten dürfen nur die direkt für das Vorhaben geleisteten
und durch Zeitaufschreibungen erfassten Stunden (produktive Stunden)
durch Multiplikation mit dem gemäß Absatz 1 gebildeten jahresbezogenen
Stundensatz abgerechnet werden. Für Personen, die nicht ausschließlich für
das Vorhaben eingesetzt werden, dürfen anteilmäßig nur die vorhabenbezo-
genen produktiven Stunden im Verhältnis zu den produktiv geleisteten Ge-
samtstunden abgerechnet werden,

6.1.4 Reisekosten,

6.1.5 Abschreibungen von den Anschaffungspreisen oder Herstellkosten auf vor-
habenspezifische Anlagen.

Die Kosten nach den Nrn. 6.1.1. bis 6.1.5 sind unter Beachtung der Nrn. 5.1
bis 5.5 zu ermitteln.

6.2 Die übrigen durch das Vorhaben verursachten Kosten werden pauschal
durch einen Zuschlag von 120 vom Hundert auf die Personaleinzelkosten
nach Nr. 6.1.3 abgegolten. Mit dem Zuschlag sind insbesondere auch Perso-
nalkosten für Feiertage, Urlaub, Krankheit und sonstige Fehlzeiten sowie
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung abgegolten.

7 Nachweis der Verwendung

7.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Er-
füllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten
auf den Bewilligungszeitraum folgenden Monats der Bewilligungsbehörde
nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Ist der Zuwendungszweck nicht bis
zum Ablauf des Haushaltsjahres erfüllt, ist binnen vier Monaten nach Ablauf
des Haushaltsjahres ein Zwischennachweis zu führen.
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7.2 Der Zwischen- und der Verwendungsnachweis bestehen aus einem Sachbe-
richt und einem zahlenmäßigen Nachweis.

7.3 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte
Ergebnis im Einzelnen darzustellen.

7.4 Der zahlenmäßige Nachweis besteht aus einer Nachkalkulation und einem
Nachweis über die Finanzierung des Vorhabens. Die Nachkalkulation ist in
derselben Form wie die Vorkalkulation zu gliedern. Im Falle einer pauscha-
lierten Abrechnung nach Nr. 6 ist der Nachkalkulation eine Übersicht über die
abgerechneten Personalkosten mit den Stundennachweisen (Nr. 6.1.3) bei-
zufügen.

7.5 Der Zuwendungsempfänger hat die Finanzierung des Vorhabens nachzuwei-
sen. Dabei sind aufgegliedert anzugeben

7.5.1 die Eigenbeteiligung des Zuwendungsempfängers,

7.5.2 die Zuwendung der Bewilligungsbehörde, andere Zuwendungen und sons-
tige Finanzierungsbeiträge aus öffentlichen und privaten Mitteln,

7.5.3 sonstige Einnahmen/Erträge, die mit dem Vorhaben im Zusammenhang
stehen,

7.5.4 unentgeltliche Sach- und Dienstleistungen Dritter.

Abweichungen gegenüber der im Zuwendungsantrag dargelegten Finanzie-
rung sind darzustellen.

7.6 Der Zuwendungsempfänger hat die Rechnungsunterlagen fünf Jahre nach
Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach
steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist
bestimmt ist. Zur Aufbewahrung können auch Bild- oder Datenträger verwen-
det werden. Das Aufnahme- und Wiedergabeverfahren muss den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen.

7.7 Erbringt der Zuwendungsempfänger den Verwendungsnachweis nicht auf der
Grundlage eines geordneten Rechnungswesens im Sinne der Nr. 2 LSP, so
wird die Zuwendung nachträglich nach den von dem Zuwendungsempfänger
nachzuweisenden zuwendungsfähigen Ausgaben bemessen, soweit sie dem
Bewilligungszeitraum und dem Vorhaben als wirtschaftlich angemessen zu-
zurechnen sind. Für zuviel erhaltene Beträge findet Nr. 2 sinngemäß Anwen-
dung.

8 Prüfung der Verwendung

8.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Ge-
schäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch
örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der
Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und
die notwendigen Auskünfte zu erteilen.

8.2 Der Bundesrechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern zu
prüfen (§§ 91, 100 BHO).
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9 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

9.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Ver-
waltungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwVfG) oder anderen
Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder
widerrufen oder sonst unwirksam wird.

9.2 Nr. 9.1 gilt insbesondere, wenn

9.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden
ist,

9.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwen-
det wird,

9.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträgliche Ermäßigung
der Kosten oder Änderung der Finanzierung nach Nr. 2).

9.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kom-
men, soweit der Zuwendungsempfänger

9.3.1 die Zuwendung - mit Ausnahme der sich auf kalkulatorische Kosten bezie-
henden Beträge - nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks verwendet oder

9.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere
den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie
Mitteilungspflichten (Nr. 4) nicht rechtzeitig nachkommt.

9.4 Der Erstattungsbetrag ist nach Maßgabe des § 49 a VwVfG mit drei vom
Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 1 des Diskontsatz-Über-
leitungs-Gesetzes vom 9. Juni 1998 (BGBl. I S. 1242) jährlich zu verzinsen.

9.5 Werden Zuwendungen nach Nr. 9.3.1 nicht alsbald nach der Auszahlung zur
Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbe-
scheid nicht zurückgenommen oder widerrufen, so können für die Zeit von
der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen
in Höhe von drei vom Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 1
des Diskontsatz-Überleitungs-Gesetzes vom 9. Juni 1998 (BGBl. I S. 1242)
jährlich verlangt werden. Eine alsbaldige Verwendung liegt vor, wenn ausge-
zahlte Beträge innerhalb von zwei Monaten verbraucht werden.


